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Dr. Ingo Friedrich (CSU):

"Maut-Kompromiss ohne faire Entlastung 
der mittelständischen Spediteure inakzeptabel"

Wettbewerbsnachteile für das deutsche Transportgewerbe programmiert / Scharfe Kritik am Verhandlungsstil von Verkehrsminister Stolpe

Vor einem "halbseidenen Kompromiss" warnte Dr. Ingo Friedrich, Vizepräsident des Europäischen Parlaments, vor Auftakt der Gespräche über die Einführung der Lkw-Maut in Deutschland. EU-Verkehrskommissarin Loyola de Palacio und Bundesverkehrsminister Manfred Stolpe wollen heute in Brüssel zu einer Einigung gelangen. "Die Lösung darf nicht auf Kosten der deutschen Spediteure gehen", sagte der Parlamentsvizepräsident. Berlin müsse Wort halten und einen fairen Ausgleich für die Autobahngebühr schaffen. Andernfalls befürchtet Friedrich erhebliche Nachteile für die deutschen mittelständischen Unternehmen im europäischen Wettbewerb. Ohne eine angemessene Entlastung sei die Lkw-Maut ein "Schlag ins Wasser", so der Ehrenvorsitzende der Europäischen Wirtschafts- und Mittelstandsvereinigung (EWMV).

Harte Kritik übte Friedrich am Verhandlungsstil der Bundesregierung. "Verkehrsminister Stolpe darf sich nicht von Brüssel über den Tisch ziehen lassen", so der stellv. CSU-Vorsitzende. Es sei ein "Berliner Trauerspiel", dass kein Kompromiss gefunden wurde, der sowohl die Wettbewerbshüter der EU-Kommission als auch die deutschen Speditionsunternehmer zufrieden stellt. Mit der Drohung eines Beihilfeverfahrens sei Stolpe von der Verkehrskommissarin bereits einmal wie ein Schulbub zurückgepfiffen worden.

Zweifel äußerte der Europaparlamentarier auch an der von der Bundesregierung vertretenen Auffassung, dass das von der EU-Kommission angekündigte Verfahren vom Start der Lkw-Maut getrennt werden könne. Autobahngebühren zu erheben, die geplanten Kompensationsleistungen aber bis zur Genehmigung durch Brüssel auszusetzen, sei nach Friedrichs Ansicht "geradezu absurd".
Für weitere Informationen:
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